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Am Donnerstag,  dem 9.  November,  
übergaben  die Fraktionsvorsitzende 
der Kreistagsfraktion,  Waltraud  Klar-
ner,  der Geschäftsführer der Fraktion,  
Martin  Mailach  sowie der Vorsitzende 
der Ortsgruppe Treuen-Lengenfeld,  
Peter Jattke 1 .841  Unterschriften  von  
Vogtländerinnen  und  Vogtländern  ge-
gen  die im  Juni  beschlossene Abfal l-
satzung.

In  der von  der Kreistagsfraktion  und  
dem gesamten  Kreisverband  der LIN-
KEN.  getragenen  Petition  an  den  Land-
rat fordern  die Unterzeichner,  dass 
der Landrat seiner Informations- und  
Unterrichtungspfl icht und  dem Um-
weltinformationsanspruch  der Bürge-
rinnen  und  Bürger entsprechend  noch  
im  Herbst beginnend  Informationsver-
anstaltungen  im  gesamten  Vogtland  
durchführt,  auf denen  mit der Bevöl-
kerung die Satzung beraten  wird  und  
Anregungen,  H inweise und  Kritiken  
von  dieser eingebracht werden  können.  

Auf Grundlage dieser Anregungen  und  
H inweise ist die Abfal lwirtschaftssat-
zung zu  überarbeiten  und  erneut dem 
Kreistag zusammen mit der Abfal lge-
bührensatzung zur Beschlussfassung 
vorzulegen.

Die Übergabe an  den  Landrat am 9.  

November gestaltete sich  insofern  
schwierig,  da  der Landrat trotz Ankün-
digung selbst nicht zugegen  war.  Im  
Vorzimmer des Landrates wehrte sich  
seine Sekretärin  gegen  die Entgegen-
nahme des Stapels der Unterschrif-
ten.  Am Ende nahm sein  Referent,  
Karsten  Kramer,  die knapp 2 .000 Un-
terschriften  entgegen.

Eine Reaktion  des Landrates gab es 
bis zum Erstel len  des Artikels am 1 4.  
November noch  nicht.  Laut Landkreis-
ordnung §1 1 ,  Abs.1  ist der Landrat 
verpfl ichtet,  in  angemessener Frist,  
spätestens aber nach  6  Wochen  einen  
begründeten  Bescheid  zu  erteilen.  I st 
dies innerhalb von  6  Wochen  nicht 
mögl ich,  ist ein  Zwischenbescheid  zu  
erteilen.

Unabhängig von  seiner Reaktion  wird  
die Kreistagsfraktion  die völ l ig inak-
zeptable Antwort der Landesdirektion  
auf ihre Anfrage hinsichtl ich  der Recht-
l ichkeit der Satzung beim Innenmini-
sterium eskal ieren  lassen.  Die 
Landesdirektion  hatte mit einem H in-
weis auf das Neutral itätsgebot eine 
Detailauskunft gegenüber der Kreis-
tagsfraktion  abgelehnt und  im  selben  
Schreiben  festgestel lt,  dass keine,  das 
Gesetz verletzende Tatsachen  ersicht-
l ich  sind.  Auf unsere detail l ierten  Be-

gründungen  geht sie mit keinem Wort 
ein.

Die Kreistagsfraktion  wird  darüber hin-
aus prüfen,  ggf.  einen  Antrag zu  stel-
len,  die Abfal lsatzung erneut auf die 
Tagesordnung des Kreistages zu  set-
zen,  was die Geschäftsordnung nach  
6  Monaten  der Beschlussfassung zu-
lässt.

Am 1 6.  November wird  im  Abfal laus-
schuss erstmal ig das Thema Gebüh-
rensatzung in  nichtöffentl icher Sitzung 
beraten  werden.  Ich  werde den  Land-
rat darauf hinweisen,  dass Transpa-
renz bei  der Erarbeitung der 
Gebührensatzung nicht nach  „Laune“ 
geltend  gemacht werden  kann  son-
dern  nach  §1 0 Abs.  2  LKrO.  Darin  heißt 

es:  „Über Planungen  und  Vorhaben  
des Landkreises,  die für seine Entwick-
lung bedeutsam sind  oder die die so-
zialen,  kulturel len,  ökologischen  oder 
wirtschaftl ichen  Belange seiner Ein-
wohner berühren,  sind  die Einwohner 
frühzeitig und  umfassend  zu  informie-
ren.“.

Henry Ruß,  Stell.  Fraktionsvorsitzender
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Die Landesgruppe ist geschrumpft,  
von  acht auf sechs Abgeordnete.  Das 
trübt die Freude über das Direktman-
dat,  das Sören  Pel lmann  in  Leipzig er-
ringen  konnte.  Vor al lem aber bedeutet 
es,  dass neue Lösungen  gefunden  wer-
den  müssen,  um unsere Strukturen  
gerade im  ländl ichen  Raum zu  erhal-
ten.  Denn  neben  dem Vogtland,  Mit-
telsachsen  und  Teilen  der Lausitz,  die 
schon  lange keinen  eigenen  Bundes-
tagsabgeordneten  mehr haben,  sind  
jetzt noch  das Erzgebirge und  Nord-
sachsen  sowie das Leipziger Land  oh-
ne eigenen  MdB dazugekommen.  

Die konstituierende Sitzung der Bun-
destagsgruppe fand  am 21 .  Novem-
ber im  Beisein  unserer neuen  
Landesvorsitzenden  Antja  Feiks und  
unserem neuen  Landesgeschäftsfüh-
rer Thomas Dudzak statt,  außerdem 
war der langjährige Landesgruppen-
koordinator Marko Forberger dabei.   
Zum Sprecher und  Geschäftsführer 
der Landesgruppe wurde mit großer 
Mehrheit Sören  Pel lmann  gewählt.  Er 
ist zwar neu  im  Bundestag,  hat aber 
durch  seine verschiedenen  Funktio-
nen  innerhalb der Partei  (Ortsvorsit-
zender,  Schiedskommission,  Stel l  -
vertretender Stadtvorsitzender Leipzig,  
Fraktionsvorsitzender im  Stadtrat)  or-
dentl ich  pol itische Erfahrung.  Die wei-
teren  Mitgl ieder der Bundestagsgruppe 
sind  André Hahn,  Katja  Kipping,  Caren  
Lay,  Michael  Leutert und  Sabine Zim-
mermann.

In  der Sitzung wurde ebenfal ls be-
schlossen,  dass die Verträge der ak-
tuel len  Landesgruppen-Mitarbeiter bis 
zum Ende der laufenden  Legislaturpe-
riode verlängert werden.  

Die Strukturfragen  konnten  zunächst 
nur andiskutiert werden.  Jedoch  ist es 
das erklärte Ziel  von  Antje Feiks und  

Thomas Dudzak,  dass bestehende 
Strukturen  der vormal igen  Landes-
gruppe und  der ausgeschiedenen  MdB 
nicht voreil ig aufgegeben  werden.  Bis 
zum Ende des 1 .   Quartals 201 8  sind  
al le angemeldeten  Bedarfe (das be-
trifft u.a.  das Büro in  Plauen,  aber auch  
Torgau,  Borna,  Rochl itz,  Meißen,  Lim-
bach-Oberfrohna,  das Interim in  Leip-
zig sowie einen  Büroersatz in  
Marienberg)  gesichert.  Darüber hin-
aus werde man  sich  in  Absprache mit 
den  Bundestagsabgeordneten  um trag-
fähige Lösungen  bemühen,  die den  Er-
halt der Strukturen  sichert,  aber 
gleichzeitig noch  finanziel le Spielräu-
me für die pol itische Arbeit der Lan-
desgruppe lässt.  

Das ist eine große Herausforderung,  
vor der wir al le gemeinsam stehen.  
Für die Landesgruppenmitarbeiter be-
deutet es,  dass sich  die von  ihnen  zu  
betreuenden  Gebiete vergrößern  wer-
den,  im  speziel len  Fal l  kommt wahr-
scheinl ich  zum Vogtland  das Erzgebirge 
hinzu,  erste Verbindungen  sind  ge-
knüpft.  M ittelsachsen  sol l  durch  Mar-
ko Forberger verstärkt werden.  Welche 
Abgeordneten  für welche Gebiete so-
zusagen  die Patenschaft übernehmen,  
wol len  sie unter sich  und  in  Abstim-
mung mit dem Landesvorstand  noch  
klären.

Veranstaltungswünsche und  Themen 
können  aber schon  jetzt an  uns her-
angetragen  werden,  denn  natürl ich  
machen  wir weiter!  Für Anregungen  
und  Ideen  bin  ich  telefonisch  unter 
01 76  /  24 85  28  58  zu  erreichen  oder 
nach  Absprache im  Büro in  der Bahn-
hofstraße 49  in  Plauen.

Katrin Pritscha Regionalmitarbeiterin 
Landesgruppe

»LINKE«
DIEÊLANDESGRUPPEÊHATÊSICHÊKONSTITUIERTCLARA-ZETKIN

FRAUENPREISÊ2018
DIE LINKE lobt anlässl ich  des Frau-
entages 201 8  zum achten  Mal  den  
mit 1 .500 Euro dotierten  Preis aus,  
mit dem herausragende Leistungen  
von  Frauen  in  Gesel lschaft und  Pol i-
tik gewürdigt werden.  Im  Sinne Cla-
ra  Zetkins würdigt DIE LINKE mit dem 
nach  ihr benannten  Preis jährl ich  ein  
Projekt,  das die Lebensbedingungen  
von  Frauen  verbessert,  die Gleichstel-
lung von  Frauen  und  Männern  in  der 
Gesel lschaft befördert oder anderen  
Frauen  auf ihrem Lebensweg ein  Vor-
bild,  eine Anregung geworden  ist.

Die Verleihung eines Frauenpreises 
sol l  d ie Beachtung für das eigensin-
nige und  uneigennützige Engagement 

von  Frauen  in  der Öffentl ichkeit erhö-
hen  und  ermutigen,  die eigenen  Fä-
higkeiten  und  Kräfte für eine 
gerechtere Gesel lschaft einzusetzen.  
Ob als Nobelpreisträgerinnen  oder 
Krankenschwestern,  als Musikerin-
nen  oder in  prekären  Jobs,  ob in  der 
Pflege,  im  Ehrenamt,  im  sozialen  Um-
feld  - Frauen  leisten  Tag für Tag Groß-
artiges für ein  sol idarisches,  lebendiges 
und  kreatives Gemeinwesen.  Aner-
kennung und  öffentl iche Debatte da-
für bleiben  noch  zu  oft auf der Strecke.  
Der Clara-Zetkin-Preis wird  auf diese 
Lücke verweisen  und  Anregung sein,  
mehr Erfolge in  den  Frauenkämpfen  
durchzusetzen.  Gleichzeitig geht es 
mit dem Clara-Zetkin-Preis auch  dar-
um,  den  Internationalen  Frauentag,  
der immer mehr als pol itischer Tag in  
Vergessenheit gerät,  ins öffentl iche 
Bewusstsein  zurückzuholen.

Mit dem Preis wird  ein  aktuel les Pro-
jekt oder eine Initiative einer Frau  aus-
gezeichnet.  Es können  sich  
Fraueninitiativen  oder Projekte für 
den  Frauenpreis selbst bewerben  oder 
von  Parteimitgl iedern  der LINKEN  vor-
geschlagen  werden.

Bewerbungsschluss ist der 1 1 .  Febru-
ar 201 8,  weitere Informationen  findet 
man  unter:

www.die-l inke.de/themen/frauen/
clara-zetkin-frauenpreis/201 8/
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FürÊeureÊArtikel!
Redaktionsschluss der nächsten  Ausgabe

immer der 1 5.  des Vormonats
SendetÊunsÊeureÊBeiträgeÊan:Êredaktion@dielinke-vogtland.de

»LINKE«
DIEÊAGÊKOMMUNALABGABENÊBEENDETÊIHREÊARBEIT
. . .  zumindest vorläufig!

201 4 löste sich  die Bürgerinitiative 
(BI )  Kommunalabgaben  Göltzschtal  
auf.  Da wir wussten,  dass es noch  Be-
ratungsbedarf insbesondere bei  Bau  
oder Umrüstung von   Kleinkläranlagen  
auf Vol lbiologie bzw.  bei  der Errich-
tung abflussloser Gruben  im  Vogtland  
gab,  gründeten  einige Mitgl ieder der 
BI  im  gleichen  Jahr die Arbeitsgruppe 
(AG)  Kommunalabgaben  beim Kreis-
vorstand  Vogtland  der Linkspartei.   

I n  den  Jahren  201 4 bis 201 6  haben  
wir viele Gespräche geführt,  im  ver-
gangenen  Jahr hat uns al lerdings nie-
mand mehr um H ilfe gebeten:  Die 
Verwaltungen  haben  den  Bau  der ge-
setzl ich  geforderten  Abwasseranlagen  
durchgesetzt,  neue al lgemeine Proble-
me,  bei  deren  Lösung wir helfen  könn-
ten,  sind  uns nicht bekannt.  Deswegen  
hat unsere Arbeitsgruppe beschlos-
sen,  ihre Arbeit zu  beenden.  Zumin-
dest vorläufig!  M it Fragen  und  Anl iegen  
zur Abwasserbeseitigung können  sich  
al le Bürgerinnen  und  Bürger selbstver-
ständl ich  weiterhin  jederzeit an  den  
Kreisvorstand  Vogtland  der Partei  DIE 
LINKE oder an  das BürgerInnenbüro 
unserer Abgeordneten  Janina Pfau  
wenden.  Sol lten  sich  künftig bei  der 
Abwasserbeseitigung neue rechtl iche 
Probleme ergeben,  die einen  größe-
ren  Kreis von  Vogtländern  betreffen,  
sind  wir selbstverständl ich  bereit,  ei-
ne neue Arbeitsgruppe zu  gründen.  

Was waren  die Grundsätze unserer Ar-
beit?

Wir waren  bestrebt,  das jeweils Mach-
bare durchzusetzen.  Das setzte vor-
aus,  geltende Gesetze und  verbindl iche 
Verwaltungsvorschriften  zu  kennen.  
Wir mussten  erkunden,  ob es inner-
halb dieser Vorschriften  Räume für 
Einzelfal lentscheidungen  gibt,  die Be-
troffenen  helfen  könnten.  

Wir haben  versucht,  sie über die gel-
tenden  Rechtsvorschriften  aufzuklä-
ren,  und  haben  mit ihnen  besprochen,  
wie wir sie im  Rahmen der Vorgaben  

unterstützen  können.  Wenn  wir Mög-
l ichkeiten  sahen,  haben  wir uns in  Brie-
fen  und  Anträgen  an  die Untere 
Wasserbehörde des Landratsamtes 
und  den  Abwasserzweckverband  ZWAV 
gewandt und  in  Gesprächen  mit Ver-

tretern  der Ämter um Erleichterungen  
für Betroffene ersucht.  Häufig mit Er-
folg.

Was konnten  wir erreichen?

Wir konnten  einige Bürgerinnen  und  
Bürger,  die Sozialhilfe oder Hartz IV 
beziehen,  informieren,  dass das Sozi-
alamt bzw.  das Jobcenter die Kosten  
für Wartung und  Leerung abflussloser 
Gruben  übernimmt,  wenn  im  Rahmen 
der Kosten  der Unterkunft dafür noch  
Raum ist.  Da es meist Einzelpersonen  
oder Ehepaare auf dem Land  betraf,  
die ein  Eigenheim besitzen,  also kei-
ne Miete zahlen  müssen,  und  in  den  
betreffenden  Fäl len  auch  keine hohen  
Kreditzahlungen  zu  leisten  waren,  war 
das eine akzeptable Lösung.  Natürl ich  

übernehmen die genannten  Ämter 
auch  die Kosten  für Wartung und  Lee-
rung vol lbiologischer Kläranlagen  für 
Sozialhilfe- und  Hartz IV-Empfänger.  
Da die Herstel lung einer abflusslosen  
Grube gegenüber der Neuanschaffung 
oder der Umrüstung einer Kläranlage 
auf den  Stand  der Technik sehr preis-
günstig ist und  eine vol lbiologische 
Kleinkläranlage nur effektiv bei  mehr 
als zwei  Personen  funktioniert,  war die 
Entscheidung für eine abflusslose Gru-
be in  mehreren  Fäl len  die beste Lösung.

In  einigen  Fäl len  konnten  wir eine Ter-
minverschiebung erwirken:  Ein  betrof-
fenes Ehepaar z.B.  erhielt bis Ende 
201 5  - dem Termin  für die erforderl i-
che Umrüstung - Hartz IV,  erwartete 
aber für die Jahre danach  eine relativ 
günstige Rente.  Der rechtzeitige Ab-
schluss des Bauvertrages sicherte das 
Fördergeld  und  verhinderte eine Buß-
geldforderung.

Einem Kleinbauern,  der die Informa-

tionen  der Ämter nicht richtig verstan-
den  hatte,  konnten  wir an  unsere 
Landtagsabgeordnete Janina Pfau  ver-
weisen:  Er hatte zwar fristgemäß einen  
Bauantrag gestel lt,  aber versäumt,  
einen  Antrag auf Fördermittel  einzu-
reichen  und  wusste nicht,  dass das 
Bauunternehmen den  Förderantrag 
gestel lt hatte.  Janina kümmerte sich  
erfolgreich  um Klärung und  bei  der 
Sächsischen  Aufbaubank um schnel-
le Bearbeitung.

Warum konnten  wir nicht al len  helfen,  
die H ilfe erbaten?

In  Gesetz und  Verwaltungsvorschrif-
ten,  die vol lbiologische Kleinkläranla-
gen  bzw.  abflusslose Gruben  ab 201 6  
forderten,  sind  zwar Ausnahmen ge-
nannt,  die dafür geforderten  Kriterien  
trafen  aber auf keinen  der Fäl le zu,  mit 
denen  wir konfrontiert wurden.  

Leider hatten  Bürgerinitiativen  - auch  
durch  Veröffentl ichungen  im  Internet 
- durch  Falschmeldungen  Hoffnungen  
geweckt,  dass vol lbiologische Klein-
kläranlagen  nicht nötig seien,  da  es 
gar keine gesetzl iche Vorschrift dafür 
gäbe und  nur Sachsen  hier vorpresche.  
Da das aber nicht zutraf,  haben  sie 
den  Betroffenen  einen  Bärendienst er-
wiesen!  Diesen  hätte geholfen,  wenn  
die vielen  Bürgerinitiativen  gegen  vol l -
biologische Kleinkläranlagen,  die sich  
um diese Zeit in  ganz Sachsen  gebil-
det hatten,  gemeinsam,  mit Nachdruck 
und  öffentl ich  wirksam um höhere För-
dergelder gekämpft hätten!  Dafür hat-
te sich  unsere AG Kommunalabgaben  
bei  Bürgerinitiativen  eingesetzt,  al ler-
dings vergebl ich.   

Ganz besonders möchte ich  Gertrau-
de Reichstein  danken,  die besonders 
schwierige Gespräche gemeinsam mit 
mir führte!

Dr.  Dorothea Wolff
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ANÊDIEÊMITGLIEDERÊDERÊLINKEN
Mitgliederbrief der Vorsitzenden

»LINKE«

Liebe Genossinnen  und  Genossen,  wir 
haben  im  1 0.  Jahr unserer Existenz als 
DIE LINKE das zweitbeste Ergebnis un-
serer Geschichte erreicht.  Das ist ein  
großer Erfolg.  Wir haben  bei  diesen  
Wahlen  gezeigt,  dass wir flächen-
deckend,  auch  im  Westen  und  im  kon-
servativeren  Süden,  über 5  Prozent 
l iegen.  Bei  jüngeren  Wählerinnen  und  
Wählern  sogar bei  1 1  Prozent.  Das 
zeigt,  wir sind  eine bundesweite Par-
tei  mit guten  Zukunftsperspektiven.  
Ohne Euren  Einsatz wäre dieser Erfolg 
nicht mögl ich  gewesen.  Habt dafür 
vielen  Dank!

Die Freude über diesen  Erfolg verstel lt 
uns aber nicht den  Bl ick darauf,  dass 
die Gesel lschaft nach  rechts gerückt 
ist.  Der neu  gewählte Bundestag spie-
gelt das wider.  Erstmals seit Jahrzehn-
ten  ist dort eine rechtspopul istische 
und  in  Teilen  faschistische Partei  ver-
treten.  Nach  dem Scheitern  der Son-
dierungsgespräche für die schwarze 
Ampel  aus CDU/CSU,  FDP und  Grü-
nen  ist die Situation  offen.  Am wahr-
scheinl ichsten  sind  nun  eine 
Fortsetzung der großen  Koal ition  oder 
eine Minderheitenregierung,  aber auch  
Neuwahlen  sind  nicht ausgeschlos-
sen.  Wir bereiten  uns auf al le Mögl ich-
keiten  vor und  gehen  selbstbewusst 
in  die nächsten  Wochen.  DIE LINKE ist 
gut aufgestel lt.  Al lein  in  diesem Jahr 
sind  mehr als 7.800 Menschen  Mit-
gl ied  der LINKEN  geworden,  zwei  Drit-
tel  von  ihnen  sind  jünger als 35  Jahre.  
Wir heißen  euch  herzl ich  wil lkommen!  
Ihr seid  herzl ich  eingeladen,  die Par-
tei  aktiv mitzugestalten.  Dafür machen  
wir auch  als Parteivorstand  konkrete 
Angebote.

Für eine l inke Alternative
Dies sind  gute Voraussetzungen,  um 
als demokratische und  aktive Mitgl ie-
derpartei  für unsere Positionen  zu  strei-
ten:  In  den  Betrieben,  in  den  
Stadtvierteln,  auf der Straße,  in  den  
Universitäten,  in  den  Parlamenten  und  
überal l  sonst,  wo wir sind.  Das ist nö-
tiger denn  je.  Wir haben  erlebt,  wie 
wenig im  Wahlkampf und  danach  in  
den  Medien  über drängende soziale,  
ökologische und  friedenspol itische 
Themen gesprochen  wurde.  Es ist an  
uns,  sie auf die Tagesordnung zu  brin-

gen.

Als einzige im  Bundestag vertretene 
Partei  streitet DIE LINKE gleicherma-
ßen  für soziale Gerechtigkeit und   d ie 
Umverteilung von  Reichtum.  Wir set-
zen  uns ein  für eine sanktionsfreie Min -
destsicherung statt Hartz IV,  für gute 
Löhne und  Renten,  damit al le genug 
zum Leben  haben.  Wir wol len,  dass 
Arbeit gerechter verteilt wird  und  mehr 
Zeit für Famil ie,  Freunde und  Erholung 
bleibt.  Eine Wochenarbeitszeit,  d ie um 
die 30 Stunden  kreist,  ist sinnvol l  und  
machbar.  Arbeit kann  gerechter ver-
teilt werden  zwischen  denen,  die über-
lastet sind  und  denen,  die erwerbslos 
sind  oder ungewol lt in  Teilzeit arbei-
ten  –  und  auch  zwischen  Frauen  und  
Männern.  Wir wol len  den  sozial-öko-
logischen  Umbau voranbringen,  denn  
bereits jetzt sind  Mil l ionen  Menschen  
weltweit von  den  Folgen  des Kl ima-
wandels betroffen.  Wir wol len  das Asyl -
recht wieder herstel len  und  
Fluchtursachen  ernsthaft bekämpfen.  
Auch  deswegen  wol len  wir Waffenex-
porte verbieten  und  setzen  wir uns für 
eine friedl iche Außenpol itik ein.  Wir 
stimmen konsequent gegen  Aufrü-
stung und  Auslandseinsätze der Bun-
deswehr.

Klare Kante gegen Rassismus 
In  Zeiten  eines gesel lschaftl ichen  
Rechtsrucks ist der Kampf gegen  rechts 
eine zentrale Aufgabe für DIE LINKE.  
Wir werden  uns der AfD und  ihrer ras-
sistischen  Hetze in  den  Parlamenten  
und  auf der Straße entgegenstel len.  
Unsere Alternative heißt Sol idarität.  
Protest ist unersetzl ich,  doch  das al-
lein  reicht nicht aus.  Deshalb müssen  
wir überal l ,  wo wir sind,  klare Kante 
gegen  rassistische,  national istische 
und  chauvinistische Positionen  zeigen.  
Wir dürfen  den  Rechten  nicht den  öf-
fentl ichen  Raum überlassen,  sondern  
müssen  dagegenhalten.

Gleichzeitig müssen  wir daran  arbei-
ten,  der AfD den  sozialen  Nährboden  
zu  entziehen.  Die unsoziale Pol itik der 
letzten  Jahre hat dazu  geführt,  dass 
der Al ltag für viele zur Zumutung ge-
worden  ist.  Nach  25  Jahren  neol ibe-
raler Pol itik glauben  viele nicht mehr 
daran,  dass sich  ihre Situation  verbes-

sern  kann.  Ihnen  müssen  wir ein  pol i-
tisches Angebot machen.  Dazu  ist es 
notwendig,  konsequent für soziale Po-
l itik zu  kämpfen.  Doch  DIE LINKE muss 
auch  vor Ort verankert,  sichtbar und  
erlebbar sein  -  gerade in  Vierteln,  in  
denen  sich  Parteien  sonst kaum bl icken  
lassen.  Eine l inke Partei  darf die Er-
werbslosen,  prekär Beschäftigten  und  
Menschen  in  den  ärmeren  Stadtteilen  
niemals aufgeben.  Bereits seit letztem 
Jahr sind  LINKE-Mitgl ieder in  vielen  
Städten  in  die Nachbarschaften  ge-
gangen,  um an  der Haustür darüber 
ins Gespräch  zu  kommen.  Wir haben  
Model lprojekte in  sogenannten  sozia-
len  Brennpunkten  gestartet,  in  denen  
Mitgl ieder vor Ort gemeinsam mit den  
Bewohnerinnen  und  Bewohnern  Pro-
test organisieren.  Wir haben  vor der 
Erstel lung des Bundestagswahlpro-
gramms Veranstaltungen  organisiert,  
um zu  hören,  was Interessierte aus 
befreundeten  Initiativen  und  Organi-
sationen,  aber auch  die Mitgl ieder von  
der LINKEN  erwarten  und  was sich  aus 
ihrer Sicht dringend  ändern  muss.

In  den  letzten  Wochen  gab es in  der 
Partei  aber auch  Auseinandersetzun-
gen  um die Flüchtl ingspol itik und  den  
Umgang mit den  Rechten.  Beim letz-
ten  Parteitag und  im  Parteivorstand  
haben  wir dazu  klare Positionen  be-
schlossen.  Wir verteidigen  das Recht 
auf Asyl  und  die Perspektive der Be-
wegungsfreiheit.  In  der pol itischen  und  
medialen  Debatte werden  Menschen  
gegeneinander ausgespielt.  Als LINKE 
ist es unsere Aufgabe,  die wirkl ichen  
Ursachen  zu  benennen.  Wir machen  
klar,  dass Fluchtursachen  und  nicht 
Geflüchtete das Problem sind.  Wir wol-
len  eine soziale Offensive für al le.  Denn  
schon  lange bevor viele Menschen  
nach  Deutschland  flüchten  mussten,  
gab es zu  wenig bezahlbaren  Wohn-
raum,  zu  geringe Löhne,  zu  wenige Ar-
beitsplätze.

Die Auseinandersetzungen  darüber in  
der Partei  drehten  sich  zu  stark um 
Personen.  Die Debatte hat gezeigt:  Wir 
zerren  aneinander,  weil  wir uns gegen-
seitig von  der richtigen  Richtung über-
zeugen  wol len.  Wir sol lten  die 
Kontroversen  in  der Sache führen  und  
dabei  n icht den  medialen  Theaterdon-
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ner bedienen,  sondern  in  den  Gremi-
en  der Partei  diskutieren.  Neben  den  
Orten  und  Gremien,  die dafür vorge-
sehen  sind,  planen  wir für die näch-
sten  Monate weitere Foren,  um diese 
Diskussionen  unter Beteil igung vieler 
Mitgl ieder weiter zu  führen.

Mitreden und mitmachen
Wir schaffen  in  den  nächsten  Mona-
ten  viele Mögl ichkeiten,  um mit euch  
ins Gespräch  zu  kommen und  aktiv zu  
werden.  Bereits im  Dezember finden  
Massentelefonkonferenzen  statt,  zu  
denen  al le Neumitgl ieder eingeladen  
sind.  Jetzt ist eine gute Zeit,  um vor 
Ort Aktionen,  Veranstaltungen  und  
Neumitgl iedertreffen  zu  organisieren.  
Al le Kreisverbände und  Mitgl ieder er-
halten  Material  und  verschiedene Vor-
schläge für Aktionen  gegen  rechts.  

Im  Rahmen der Kampagne „Das muss 
drin  sein“ habt ihr schon  viele gute Ak-
tionen  auf die Beine gestel lt.  Beson-
ders im  Bereich  Gesundheit und  Pflege 
konnten  wir uns dadurch  spürbar ver-
ankern  und  haben  neue Mitgl ieder ge-
wonnen,  die in  Pflegeberufen  arbeiten.  
In  diesem Sinne wol len  wir weiterar-
beiten  und  planen  die Fortsetzung der 
Kampagne mit den  Schwerpunkten  
Gesundheit/Pflege und  bezahlbare 
Mieten.  Den  Auftakt für die Planung 
bildet ein  Kampagnenworkshop im  Ja-
nuar.

Eine weitere Mögl ichkeit für Diskussi-
on,  zum Zusammenkommen und  zum 
Pläneschmieden  ist die *Linke Woche 
der Zukunft*  vom 1 3.  –  1 6.  Septem-

ber 201 8  in  Berl in,  zu  der wir euch  
heute schon  herzl ich  einladen.   Dort 
wird  es neben  spannenden  pol itischen  
und  kulturel len  Veranstaltungen  auch  
Orte geben,  um über die Partei  zu  re-
den,  die wir sein  wol len  und  wo wir die 
drängenden  Zukunftsfragen  wie Kl i-
magerechtigkeit und  Digital isierung in  
Angriff nehmen.  Jede/r ist eingeladen  
sich  einzubringen.

Zudem wird  im  Herbst 201 8  in  Hes-
sen  und  in  Bayern  gewählt.  In  Hessen  
hatten  wir bei  der Bundestagswahl  ein  
richtig gutes Ergebnis und  auch  in  Bay-
ern  haben  wir stark abgeschnitten.  
201 9  wird  in  Sachsen  gewählt und  
auch  die Europawahl  l iegt vor uns.  Auf 
diese Wahlen  müssen  wir uns inhalt-
l ich  und  praktisch  vorbereiten.

Harald Wolf ist kommissarischer 
Bundesgeschäftsführer

Wie viele von  euch  sicher gehört ha-
ben,  ist Matthias Höhn  am 1 0.  Novem-
ber als Bundesgeschäftsführer 
zurückgetreten.  Wir freuen  uns dar-
über,  dass Harald  Wolf diese Aufgabe 
bis zum Bundesparteitag im  Juni  kom-
missarisch  übernimmt.  Der Parteivor-
stand  hat unseren  Vorschlag in  seiner 
Sitzung am 1 1 .  November mit großer 
Mehrheit bestätigt.  Harald  Wolf bringt 
die nötige Erfahrung und  Expertise mit,  
d ie für die pol itische Handlungsfähig-
keit der Partei  in  den  kommenden  Mo-
naten  wichtig ist.  Er ist ein  über die 
verschiedenen  Strömungen  hinweg 
anerkannter Brückenbauer.

Liebe Genossinnen  und  Genossen,  die 

aktuel le Situation  ist durch  viele pol i-
tische und  gesel lschaftl iche Unwäg-
barkeiten  geprägt.  Wir würden  uns 
daher über eure Spenden  sehr freu-

en.  Wir bitten  um Überweisung an  den  
Parteivorstand  der Partei  DIE LINKE,  
IBAN:  DE38  1 009  0000 5000 6000 
00,  BIC:  BEVODEBE,  Berl iner Volks-
bank eG.  Unter https://www.die-l in-
ke.de/ mitmachen/spenden/ besteht 
zudem die Mögl ichkeit onl ine zu  spen-
den.  

Wir haben  in  diesem Jahr Vieles er-
reicht und  Vieles l iegt noch  vor uns.  
Packen  wir es zusammen an.  Werden  
wir unserer Aufgabe als l inke Alterna-
tive in  diesem Land  gerecht –  es 
braucht uns.

Wir wünschen  euch  schöne und  ent-
spannte Feiertage im  Dezember und  
einen  guten  Start ins neue Jahr.

Eure Katja Kipping,  Bernd Riexinger,  
Harald Wolf,   Thomas Nord
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Mit 1 5  Forderungen  hat der Paritäti-
sche Wohlfahrtsverband  im  August 
201 7  dem Hartz IV-Gesetz den  Kampf 
angesagt.  Wie mutig diese Forderun-
gen  sind,  fand  das Sozialforum 
Göltzschtal  bei  seinem Treffen  am 1 1 .  
Dezember heraus.

Zur Erinnerung:  Im  Jahre 2003 wurde 
unter dem Decknamen Agenda 201 0 
der Abbau  sozialstaatl icher Leistun-
gen  und  Arbeitnehmerschutzrechte 
beschlossen.  Versprochen  wurde der 
Bevölkerung umfassende Modernisie-
rung der Wirtschaft,  um im  internatio-
nalen  Wettbewerb an  die Spitze zu  
gelangen.  Al le in  Deutschland  leben-
den  Menschen  sol lten  angebl ich  da-
von  profitieren  können.

Mit der Arbeitslosenhilfe wurde ein  
ganzer Zweig des sozialen  Sicherungs-
systems abgeschafft.  Leiharbeit,  Mög-
l ichkeiten  für befristete Arbeits -
verhältnisse und  Minijobs wurden  
ausgebaut.  Anspruchsvoraussetzun-
gen  für das Arbeitslosengeld  wurden  
eingeschränkt.  So gut wie jede Arbeit 
wurde - gesetzl ich  begründet - nun  zu-
mutbar.  Das geschah  und  geschieht 
nach  wie vor al les unter Druck durch  
ein  perverses Sanktionssystem.

Das soziokulturel le Existenzminimum 
für betreffende Menschen  und  deren  
Famil ien  ist unter diesen  Bedingungen  
nicht mehr gesichert.  Dafür haben  wir 
nun  garantiert einen  N iedriglohnsek-
tor in  einem der reichsten  Länder der 
Erde.

Der Paritätische erfasst in  seinen  1 5  
Punkten  sehr deutl ich,  wo dringend  
im  Bereich  der Arbeitsmarkt- und  So-

zialpol itik Änderungen  notwendig sind.

Einen  grundsätzl ichen  Aspekt vermis-
sen  wir in  der Aufl istung,  die Abschaf-
fung der Bedarfsgemeinschaften.  Jene 
förderten  nicht den  sozialen  Zusam-
menhalt,  sondern  spalteten  in  der Ver-
gangenheit Paare,  sowie Eltern  und  
Kinder.  DIE LINKE fordert eine Min-
destsicherung in  Höhe von  1 050 Eu-
ro für jeden,  der einen  lebenswerten  
Unterhalt n icht mit eigenen  Mögl ich-
keiten  erwirtschaften  kann,  Kinder-
geld  in  Höhe von  328  Euro und  eine 
Kindergrundsicherung in  Höhe von  
564 Euro.  Sozial leistungen  sind  Indi-
vidual leistungen  und  dürfen  niemals 
in  zwischenmenschl iche und  famil iäre 
Beziehungen  zerstörend  eingreifen.

Der Paritätische möchte sein  Programm 
der nächsten  Bundesregierung verord-
nen.  Um diese Punkte durchzusetzen,  
bedarf es einer kompletten  Reform 
von  Hartz IV.  Der Zurückgewinn  an  Le-
bensqual ität für Betroffene und  deren  
Famil ien  wäre infolge dessen  enorm.  
Voraussetzung für ein  Gel ingen  ist,  
dass auch  weitere Sozialverbände,  
-vereine und  Mitstreiter,  betroffen  oder 
nicht,  den  Paritätischen  bei  seinem 
Vorhaben  der Durchsetzung des durch-
aus weitreichenden  und  somit „muti-
gen  Korrekturprogrammes“ massiv 
unterstützen.

Kathrin Kosche

"MUTÊZURÊKORREKTUR"ÊBEIÊHARTZÊIV
Abschaffung der Bedarfsgemeinschaften –  Unser Wunsch Nr.  1 6

NEIESÊVONÊDARÊMETA
Ne Freitooch  hott de Meta iehr 
Plauische Freindin,  de Neideiteln  
aagerufn.  „Nu,  mei  Gute“,  froocht 
se „woas machst’n  Scheenes“Drauf 
de Neideiteln,  „ iech  hoo itze Ruh,  
zen  Plätzle backen,  weil  mei  Alter 
ne Gartn  winterfest machen  tut.

Aber hoste aa  von  der riesengroßn  
Sauerei  vom Landwirtschaftsmini-
ster Schmidt geheert“ Der Dreck-
sack von  Minister hott dafier 
gestimmt dess des Unkrautvernich-
tungsgift Glyphosat weitere finf 
Goahr auf unnere Felder gespritzt 
wern  derf.  De Umweltministerin  
Hendricks is strickt geeng des Tei-
felszeich  und  wil l  des Gift verbie-
ten.  Weils se siech  im  Berl iner 
Pol itstadel  immer noch  net aanich  
sei,  kaa der siech  al les arlaum,  ob-
wohl  er sich  hätt enthalten  missen.  
Wenn  de amtierende Kanzerl in  e 
weng Arsch  in  dar Hos hätt,  misst 
se den  Monsantokonzern  hörigen  
Minister Schmidt sofort entlass’n.

Do soocht de Meta;  „Glaab ja  net 
dess sich  der Schweinehund  doo 
drieber ärscharn  tät.  Den  sei  Stimm-
varhalt’n  war doch  wie e Bewerbung 
für nen  Job beim Monsanto-Konzern.

Der tät doch  glei  von  den  Giftmi-
schern  en  Postn  krieng,  wo der noch  
mehr verdient als wenn  der Bundes-
minister gebl iem wär.  Die korrupte 
Pol itikerbande woas immer,  wie se 
miet nen  Arsch  an  de Wand kimmt!“

Dieter Riedler
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DIEÊTRICKSERÊSINDÊ
IMMERÊDIEÊANDEREN
Die mil l iardenschweren  Steuer-
tricksereien  von  Großkonzernen  
sorgen  al le paar Monate für einen  

Aufschrei  in  der deutschen  Öffent-
l ichkeit.  Selbst in  der Wirtschaft 
gibt es längst kritische Stimmen.  
So fordert der Chef des Bundes-
verbands mittelständischer Wirt-
schaft,  Mario Ohoven,  jetzt ein  
stärkeres Vorgehen  gegen  Steu-
erflucht.  Er wittert eine klare Wett-
bewerbsbenachteil igung des 
Mittelstands gegenüber interna-
tional  agierenden  Großkonzernen.  
Damit hat der Verbandschef,  der 
es als früherer Finanzberater ge-
nau  wissen  wird,  natürl ich  Recht:  
Gewinne,  Lizenzgebühren  und  Kre-
ditkosten  können  nur verschach-
telte Holdings über viele Länder -
grenzen  hinweg steueroptimierend  
hin- und  herschieben.  Der Mittel-
stand  ist da  schon  zu  mehr Ehr-
l ichkeit verdammt.  Al lerdings gilt 
d ieser Befund  nur für das Unter-
nehmen selbst,  n icht aber für de-
ren  Eigentümer:  Mittelständische 
Unternehmerfamil ien,  die gerne 
zum Rückgrat der Wirtschaft hoch-
stil isiert werden,  treiben  es oft be-
sonders bunt,  wenn  es darum geht,  
Einkommen-,  Kapitalertrag- oder 
Erbschaftsteuer zu  umgehen.

Das macht das Problem der Steu-
erdebatte deutl ich:  Es ist der 
falsche Ansatz,  das Stopfen  ein-
zelner Schlupflöcher für eine be-
stimmte Steuerzahlergruppe zu  
fordern.  Es geht um Grundsätzl i-
ches:  dass sich  al le Unternehmen 
und  Personen  je nach  Einkommen 
an  der Finanzierung des Staates 
beteil igen.

Dieter Riedler

EINENÊSCHRITTÊVORWÄRTS
ZWEIÊZURÜCK?Ê
Fand  ich  doch  diese knappe Notiz im  
Vorbericht über die Kreistagsitzung,  
die doch  neben  eher schwammigen  
Aussagen  zu  den  zukünftigen  
Mül lgebühren  (die mit übl icher Mehrheit 
der CDU/SPD Fraktion  als Satzung 
vorab bereits durch  den  Kreistag 
gepeitscht wurde- obgleich  eine 
Gebühren-Kalkulation  bestenfal ls im  
Frühjahr vorl iegen  sol l )  d iese 
interessanten  Zahlen:  Da hat eine 
Fragebogenaktion  des Landratsamtes 
zu   Größen  von  Abfal lbehältern  - wobei  
von  den  Briefen  gerademal  gut die 
Hälfte überhaupt beantwortet wurde 
- stattl iche 54 000 € gekostet!  Das 
entspricht etwa dem Betrag,  den  der 
Herr Landrat im  Jugendbereich  
zusammenstrich.  Sol len  doch  diese 
vorrangig ehrenamtl ich  betriebenen  
Einrichtungen  -doch  selbst für die 
Kosten  aufkommen und  einsparen,  die 
bereits solcher Aktionen  gebeutelten  
Kommunen  einspringen.  Ach  ja:  
Ehrenamtl iche - das sind  jene etwa 30 
Mil l ion,  Bürger,  die al l  jene so wichtigen  
Aufgaben  erfül len,  aus denen  sich  der 
Staat zurückgezogen  hat in  al len  
Bereichen  des gesel lschafl ichen  Lebens,  
den  "Laden"  gewissermaßen  noch  
"zusammenhalten".  Und  sie tun  dies 
aus Ideal ismus,  Verantwortungsgefühl  
gegenüber anderen  und  ohne Bezahlung 

von  einer bescheidenen  Entschädigung 
für persönl iche Aufwendungen  mal  
abgesehen  - die ausgerechnet Hartz 
IV -Empfängern  von  Ihrem  Alg I I  
-Almosen  auch  noch  abgezogen  wird.  
Und  wenn  dann  zum "Tag des 
Ehrenamtes"  festgestel lt wird,  dass in  
Sachsen  immer weniger Menschen  
zum "Ehrenamt"  bereit sind,  sol lte dies 
zu  denken  geben.  Eine solche Ursache 
ist wohl  auch  diese arrogant 
-despotische Amtsführung des 
Landrates und  diese erneut unschön  
drastischen  Kürzungen  gerade im  
Kinder- und  Jugendbereich.  Dürfen  die 
Ehrenamtl ichen  am Ende dann  das 
Geld  von  zu  Hause mitbringen,  während  
die ohnehin  satten  Diäten  der Pol itiker 
ständig steigen? 

Wo aber ist denn  eigentl ich  unser Geld  
gebl ieben? In  welche Tasche von  mir 
aus auch.. .  Fragt man  den  eigens aus 
China ausgereisten  Finanzexperten  
namens "Wu sei  Pfeng"  lächelt der:  
"Pfeng sei  futsch".  Sehe ich  Eurer 
ausführl ichen  Berichterstattung doch  
um so mehr gern  entgegen.

Jürgen Böhm
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INTERESSANT?!
 In bestimmten Branchen wird ständig 

oder regelmäßig an Sonn- oder 
Feiertagen gearbeitet: 2016 betraf 
dies 15 % der Erwerbstätigen,  1996 

waren es noch 11  %.
Quelle: Statistische Bundesamt

»Kreuz & Quer«
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WIRÊGRATULIEREN
allen Leserinnen und Lesern, die ihren 
Geburtstag feiern können. Besondere 

Grüße gehen an die Jubilare die über 80 
Jahre jung werden:

M. Chemnitz Plauen 16.1.
I. Meinel Klingenthal 16.1.
I. Meinel Klingenthal 16.1.
J. Bielefeld Plauen 17.1.
L. Zimmer Auerbach 18.1.
R. Hofmann Bad Brambach 23.1.
E. Fischer Adorf 27.1.
I. Horn Plauen 29.1.
E. Walter Plauen 5.2.
V. Großer Plauen 6.2.
K. Rennwanz Plauen 10.2.
L. Dietzsch Heinsdorfergrund 13.2.

Wir wünschen Glück, Gesundheit und 
viel Kraft für das neue Lebensjahr.

CDU-FRAKTIONÊINÊ
SACHSENÊSTIMMTÊGE-
GENÊKINDERRECHTEÊIMÊ
GRUNDGESETZ
Die Linksfraktion  hat gestern  im  Land-
tag die Staatsregierung aufgefordert,  
für die Aufnahme von  Kinderrechten  
ins Grundgesetz zu  streiten  (Drucksa-
che 6/1 1 397).  CDU,  SPD und  AfD 
lehnten  das ab.  Dazu  erklärt die kin-
der- und  jugendpol itische Sprecherin  
Janina Pfau:  Brandenburg fordert im  
Bundesrat mit Unterstützung von  Thü-
ringen,  Berl in  und  Bremen die Bundes-
regierung auf,  „einen  Gesetzentwurf 

zur Änderung des Grundgesetzes vor-
zulegen,  der die verfassungsrechtl iche 
Verankerung von  Kinderrechten  vor-
sieht,  um die Rechtsstel lung und  das 
besondere Schutzbedürfnis von  Kin-
dern  klarer zum Ausdruck zu  bringen.“ 
Wir wol len,  dass die sächsische Lan-
desregierung mitzieht –  CDU,  SPD und  
AfD stimmten  dagegen.  Dabei  steht 
diese Forderung sogar im  „Regierungs-
programm“ von  CDU  und  CSU!

Kinder sind  keine kleinen  Erwachse-
nen,  sie brauchen  zusätzl iche Förder-
 und  Schutzrechte von  Verfassungs-
rang.  UNICEF und  das Aktionsbündnis 
„Kinderrechte ins Grundgesetz“ haben  
einen  Formulierungsvorschlag erarbei-
tet.  Wenn  nichts geschieht,  wird  die 
Kinderrechtskonvention  weiter laufend  
verletzt.  Kinderrechte im  Grundgesetz 
würden  sicherl ich  keinem Kind  in  ei-
ner akuten  Notlage helfen.  Sie wären  
aber ein  stabiles Fundament für eine 
bessere Kinder- und  Jugendpol itik.

Susanne Schaper,  Sprecherin  für So-
zialpol itik,  fügt hinzu:  "N icht einmal  im  
Kampf gegen  Kinderarmut,  der derzeit 
gravierendsten  Bedrohung der Kinder-
rechte,  wird  Sachsens Regierungsko-
al ition  aktiv.  Wir wol len  staatl iche 
Schutzpfl ichten  für Kinder!  Zwar sind  
in  erster Linie die Eltern  dafür verant-
wortl ich,  ihren  Nachwuchs zu  schüt-
zen  und  ihm zu  helfen.  Doch  das darf 
nicht dazu  führen,  dass sich  der Staat 
seiner Verantwortung entzieht.  Um-
gekehrt gilt natürl ich  dasselbe.  Jeden-
fal ls ist kein  Kind  dafür verantwortl ich,  
in  welche Verhältnisse es hineingebo-
ren  wird.

Kinderrechte gehören  ins Grundge-
setz,  damit der Staat,  der die soziale 
Verantwortung für die Eltern  mit der 
Hartz-IV-Gesetzgebung längst abge-
streift hat,  wenigstens Verantwortung 
für Kinder übernimmt.  Auch  das Deut-
sche Kinderhilfswerk „hofft,  dass sich  
der Freistaat Sachsen  der Bundesrat-
sinitiative zur Verankerung von  Kin-
derrechten  im  Grundgesetz anschl ießt.  
Al le Menschen  durchlaufen  das Kin-
desalter und  benötigen  in  dieser Al-
tersphase besondere Rechte,  so wie 
sie in  der UN-Kinderrechtskonvention  
normiert und  von  Deutschland  mit Ra-
tifizierung anerkannt wurden.“~
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